
Verfahren auch ohne Antrag der Parteien an die Kam
mer für Arbeitsrechtssachen abzugeben.
OG, Urt. vom 10. Juli 1973 - 2 Zz 13/73.

Der Verklagte war beim Kläger als Kraftfahrer be
schäftigt. Am 11. Dezember 1969 fuhr er im Aufträge 
des Klägers den Bereichsökonomen W. mit einem Pkw 
nach L. Er sollte dort auf Weisung W.s’ das Fahrzeug 
auf einem Parkplatz abstellen, wobei ihm wegen der 
niedrigen Außentemperaturen freigestellt wurde, es in 
der Zeit von 9.30 bis 14 Uhr zu verlassen. Während die
ser Zeit fuhr er jedoch ohne Genehmigung mit dem 
Pkw in Richtung G., um dort seine Tante zu besuchen. 
Unterwegs verursachte er schuldhaft einen Verkehrsun
fall, der zum Totalschaden am Pkw führte. Der Scha
den betrug insgesamt 7 288 M. In einem Protokoll ver
pflichtete sich der Verklagte, diesen Betrag als Scha
denersatz an den Kläger zu zahlen. Bis Juni 1971 hat 
er 1 300 M gezahlt und dann weitere Zahlungen abge
lehnt.
Der Kläger hat beantragt, den Verklagten zur Zahlung 
von 5 988 M an ihn zu verurteilen. Zur Begründung hat 
er vorgetragen, der Verklagte sei für den verursachten 
Schaden voll verantwortlich und daher verpflichtet, den 
noch offenen Restbetrag zu begleichen. Da er außerhalb 
seiner arbeitsrechtlichen Pflichten gehandelt habe, hafte 
er nach § 823 BGB wegen unerlaubter Handlung in vol
lem Umfang.
Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er 
hat erwidert, die Pflichtverletzungen habe er innerhalb 
des Arbeitsrechtsverhältnisses begangen, so daß der 
Kläger Schadenersatzansprüche nur gemäß § 113 Abs. 1 
GBA bis zum Betrag eines monatlichen Tariflohns gel
tend machen könne. Aus diesen Gründen sei auch die 
Kammer für Zivilsachen unzuständig. Das Schuldaner
kenntnis habe er in Unkenntnis dieser Rechtslage abge
geben.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen, weil der 
Verklagte nicht zivilrechtlich, sondern arbeitsrechtlich 
materiell verantwortlich sei und bereits mehr als einen 
monatlichen Tariflohn bezahlt habe. Aus diesen Um
ständen ergebe sich auch die Unzuständigkeit der Zivil
kammer.
Die gegen dieses Urteil gerichtete Berufung des Klägers 
hat das Bezirksgericht als unbegründet zurückgewiesen. 
Es stehe außer Zweifel, daß der Schaden, der Gegen
stand des Anerkenntnisses des Verklagten sei, unter 
Verletzung von Arbeitspflichten entstanden sei, so daß 
allein arbeitsrechtliche Bestimmungen anzuwenden 
seien.
Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations
antrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er
folg hatte.

Aus den G r ü n d e n :

Die Instanzgerichte sind in ihren Entscheidungen davon 
ausgegangen, daß der Verklagte den Schaden unter Ver
letzung seiner Arbeitspflichten verursacht habe und 
deshalb nach den Bestimmungen des Gesetzbuchs der 
Arbeit (§§ 112, 113, 115 GBA) hafte. Dem kann nicht ge
folgt werden.
Das Kreisgericht hat bei seiner Entscheidung richtiger
weise das Urteil des Obersten Gerichts vom 15. Februar 
1963 — Za 1/63 — (OGA Bd. 4 S. 77) berücksichtigt, mit 
dem eine grundsätzliche Orientierung bei der Lösung 
der hier strittigen Frage gegeben wird. Dem Ergebnis 
seiner Überlegungen kann jedoch nicht beigepflichtet 
werden. Es steht auch nicht in Übereinstimmung mit 
dem genannten Urteil des Obersten Gerichts oder ande
ren von ihm zu dieser Frage getroffenen Entscheidun
gen (vgl. OG, Urteil vom 17. August 1962 — Za 23/62 — 
[OGA Bd. 3 S. 306]; Urteil vom 18. Juni 1963 - 2 Zz 13/63 
- [OGZ Bd. 9 S. 169; NJ 1964 S. 59]; Urteil vom 8. Sep
tember 1964 - 2 Zz 21/64 - [OGZ Bd. 10 S. 116; NJ 1965
S. 125] ; Urteil vom 5. Januar 1968 - Ua 8/67 - [OGA 
Bd. 6 S. 228, NJ 1968 S. 254]).

Die Entscheidung, ob ein Fall arbeitsrechtlicher oder 
zivilrechtlicher materieller Verantwortlichkeit vorliegt, 
hängt davon ab, ob das schadenverursachende Handeln 
eines Werktätigen im Bereich oder außerhalb des Be
reichs des Arbeitsrechtsverhältnisses liegt. Das erfor
dert, neben der Feststellung des hier unstreitigen Sach
verhalts das tatsächliche Geschehen in seinem allseiti
gen Zusammenhang zu würdigen.
Unbestritten hat der Verklagte das betriebseigene Fahr
zeug benutzt, um seine in G. wohnhafte Tante zu be
suchen. Das widersprach der für den Verklagten ver
bindlichen Weisung und stand weder mit seinem Ar
beitsrechtsverhältnis in einer inhaltlichen Beziehung, 
noch lag ein räumlicher Zusammenhang zum Betrieb 
vor. Ein Zusammenhang bestand vielmehr nur insoweit, 
als der Verklagte während seiner Arbeitszeit handelte 
und den Pkw des Klägers benutzte. Beide Umstände 
reichen jedoch wegen Fehlens weiterer arbeitsrecht
licher Bezugspunkte nicht aus, um eine Haftung aus 
arbeitsrechtlicher materieller Verantwortlichkeit zu be
gründen.
Die den Instanzurteilen zugrunde liegende Auffassung, 
wonach bereits ein schadenverursachendes Handeln in 
der Arbeitszeit allein und ohne Rücksicht auf einen 
sachlichen Zusammenhang' mit dem Arbeitsrechtsver
hältnis die zivilrechtliche materielle Verantwortlichkeit 
ausschließe und nur die materielle Verantwortlichkeit 
gemäß arbeitsrechtlichen Bestimmungen auslöse, ist un
richtig. Das bedarf an sich keiner näheren Begründung, 
weil ein völlig vom Betriebsgeschehen unabhängiges 
Handeln eines Werktätigen auch während der Arbeits
zeit nicht ausgeschlossen ist. Ein anderes Ergebnis ist 
aber auch dann nicht gerechtfertigt, wenn innerhalb 
der Arbeitszeit weisungswidrig und ohne weitere Be
zugspunkte zum Betrieb Arbeits- oder sonstige betrieb
liche Mittel benutzt werden, weil in diesen Fällen der 
handelnde Werktätige wie jeder Dritte über betrieb
liche Mittel unberechtigt verfügt.
Mithin hatte — entgegen der Rechtsauffassung der In
stanzgerichte — die Benutzung des betriebseigenen Pkw 
durch den Verklagten am 11. Dezember 1969, wobei er 
dann schuldhaft den Verkehrsunfall verursachte, mit 
der Erfüllung von Arbeitspflichten nichts zu tun. Sein 
Handeln lag vielmehr außerhalb des Bereichs des Ar
beitsrechtsverhältnisses und stellt einen unbefugten Ge
brauch eines betriebseigenen Kraftfahrzeugs dar. Ein 
solches widerrechtliches Verhalten ist nicht nach arbeits
rechtlichen Bestimmungen zu beurteilen; die Benutzung 
und Beschädigung des Pkw ist unter diesen Umständen 
eine unerlaubte Handlung i. S. des § 823 BGB. Das Be
zirksgericht hätte den Verklagten daher auf die Beru
fung des Klägers antragsgemäß verurteilen müssen.
In prozessualer Hinsicht ist noch folgendes zu bemer
ken: Die Ausführungen des Kreisgerichts in den Urteiis- 
gründen sind unrichtig, wonach die Zivilkammer unzu
ständig gewesen sei, weil ein Fall arbeitsrechtlicher ma
terieller Verantwortlichkeit vorliege, so daß mangels 
eines Verweisungsantrags die Klage durch ein das Ver
fahren beendendes Prozeßurteil hätte abgewiesen wer
den müssen. Zunächst ist insoweit darauf hinzuweisen, 
daß das Kreisgericht entgegen diesen Darlegungen über 
den strittigen Anspruch materiellrechtlich entschieden 
hat, wie sich aus der Urteilsformel und der sachlichen 
Begründung der Entscheidung ergibt. Allerdings steht 
auch das bei dem vom Kreisgericht eingenommenen ma
teriellrechtlichen Standpunkt im Widerspruch zu den 
Verfahrensvorschriften. Wäre die sachliche Auffassung 
des Kreisgerichts zutreffend gewesen, hätte sich daraus 
nicht die Unzuständigkeit des angerufenen Gerichts er
geben, wie es das Kreisgericht aufgefaßt hat, sondern 
nur, daß die Zivilkammer mit einer Sache befaßt war. 
die in das Aufgabengebiet der Kammer für Arbeits-
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